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Grundsätzliche Probleme des Haushaltsverfahrens

Seit dem 1. Januar 1980 wenden alle Mitgliedstaaten der EG nunmehr einheit-
lich das seit 1971 in Etappen eingeführte Eigenfinanzierungssystem der Ge-
meinschaft an. Die geltende Finanzverfassung schreibt vor, daß der EG-Haus-
halt vollständig aus folgenden Eigeneinnahmen der Gemeinschaft finanziert
wird: (1) Agrarabschöpfungen, (2) Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs gegen-
über Drittländern sowie (3) Einnahmen aus der nationalen Mehrwertsteuer bis
zu einem Prozent einer einheitlichen und zwischen den Mitgliedstaaten harmo-
nisierten Bemessungsgrundlagel.

Parallel zur Verselbständigung der EG-Finanzverfassung ist auch die Beteili-
gung des Europäischen Parlaments (EP) am Haushaltsverfahren der Gemein-
schaft gestärkt worden. Die unmittelbare Wahl der EP-Abgeordneten im Juni
1979 und die sich nähernde Erschöpfung des Plafonds der Eigeneinnahmen ha-
ben das gemeinschaftliche Finanzwesen und das Haushaltsverfahren zu einem
zentralen Austragungsort für den Kampf des EP um vermehrte Gestaltungs-
rechte und politische Einflußmöglichkeiten werden lassen. Kontrovers zwi-
schen EP und Rat, dem anderen Teil der gemeinschaftlichen Haushaltsbehör-
de, ist einmal das zugunsten des Agrarhaushalts bestehende krasse Ungleichge-
wicht in der EG-Haushaltsstruktur, zum anderen das ungleiche Kräfteverhält-
nis von EP und Rat im Rahmen eines politisch und institutionell unausgewoge-
nen Haushaltsverfahrens, das große Unwägbarkeiten bei der jährlichen Auf-
und Feststellung des Gesamthaushaltsplans der EG in sich birgt2. Die relativ
kurze Anwendungsgeschichte des 1970/75 neu konzipierten Haushaltsverfah-
rens verzeichnet seit der Aufstellung des Budgets für 1979 bereits vier weitrei-
chende Haushaltskonflikte zwischen EP und Rat3. Zweimal, nämlich 1981 und
Anfang 1982, wurde der Europäische Gerichtshof (EuGH) bereits mit der Aus-
legung der Haushaltsbefugnisse beider Organe befaßt, ohne allerdings bisher —
wegen politischer Streiterledigung — zu einem Urteilsspruch zu kommen.

Nach wie vor ungelöste Probleme im Rahmen des Haushaltsverfahrens sind
namentlich die beschränkte Reichweite der vom EP kontrollierten Budgetauf-
stellung, der nicht alle finanzwirksamen EG-Aktivitäten unterfallen4, die Ab-

* Dieser Artikel bringt ausschließlich die persönliche Meinung des Autors zum Ausdruck.
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grenzung zwischen den sog. „obligatorischen" und „nichtobligatorischen" Aus-
gaben — eine im wesentlichen politische Unterscheidung, die Einigung der be-
teiligten Organe (EP/Rat) über die jährliche Steigerungsrate des Haushalts
(Höchstsatz) und das zu Lasten des EP gehende Mißverhältnis zwischen Mittel-
bewilligung und Rechtsetzung bei den sog. „Strukturausgaben"5.

Schlaglichter des Jahres 1981

Ebenso wie in den beiden vorangegangenen Jahren waren auch 1981 wieder be-
deutsame Ereignisse im Haushaltsbereich zu verzeichnen. Die Erweiterung der
EG auf zehn Mitgliedstaaten durch den Beitritt Griechenlands zum 1. Januar
1981 bewirkte — zusammen mit anderen Faktoren6 — eine erhebliche Steige-
rung des Budgetvolumens um insgesamt rund 20% gegenüber 1980, die aber
durch eine ebenfalls verbesserte Einnahmensituation und infolge günstiger
Marktlage der Agrarmärkte soweit ausgeglichen werden konnte, daß die für
1981/82 bereits vorausgesagte Erschöpfung des nach oben begrenzten Eigen-
mittelaufkommens der Gemeinschaft nicht eingetreten ist.

Mit der künftigen Finanzierung der Gemeinschaftstätigkeiten befaßte sich
vor allem der am 24. Juni 1981 vorgelegte „Bericht der Kommission an den Rat
in Durchführung des Mandats vom 30. Mai 1980"7, mit dem die Kommission
den Auftakt zu einer breit angelegten und längerdauernden Haushaltsstruktur-
diskussion setzte. Mit dem Mandat vom 30. Mai 19808 war die Kommission
vom Rat aufgefordert worden, das Funktionieren der Gemeinschaftspolitiken
und deren Finanzierungsmodalitäten zu überprüfen. Im Vordergrund dieses
Prüfungsauftrags standen die Agrarpolitik und besonders die künftige Rege-
lung des britischen Beitrags zum EG-Haushalt.

Leider hat die 1981 vertieft in Gang gekommene und noch andauernde
„Mandatsdiskussion" zwischen Gemeinschaftsorganen und Mitgliedstaaten
auch die beharrlich weiterschwelende Problematik der „Nettozahler"- und
„Nettoempfänger"-Positionen in der EG wieder belebt. In einer Integrations-
gemeinschaft mag die Saldierung der finanziellen Leistungen und Rückflüsse
nach Mitgliedsländern zwar rechnerisch aufschlußreich sein. Integrationspoli-
tisch ist sie indessen — außer bei Entstehen einer manifesten „unannehmbaren
Situation"9 für ein Land — verhängnisvoll und einseitig, weil sie den Blick auf
ein finanzwirksames Instrumentarium verstellt, das dem Gesamtinteresse der
EG entspricht und sonstige Umverteilungseffekte sowie Integrationsvorteile
vernachlässigt.

Im Nachgang zum EG-Haushalt 1981 und seiner umstrittenen Feststellung
durch die EP-Präsidentin am 23. Dezember 198010 bereinigten Rat und Parla-
ment mit der Verabschiedung des Berichtigungshaushaltsplans Nr. 1/1981 am
17. September 1981 außergerichtlich ihre Meinungsverschiedenheiten über die
haushaltsrechtliche Zulässigkeit der vom EP im Budget 1980 und 1981 einseitig
vorgenommenen Mittelaufstockungen bei den Strukturausgaben. Die von der
Bundesrepublik Deutschland am 2. März 1981 aus rechtswahrenden Gründen
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beim EuGH eingereichte Klage11 wurde zurückgenommen. Die von Belgien,
der Bundesrepublik und Frankreich bestrittenen Finanzierungsanteile für 1980/
81 sind inzwischen nachentrichtet worden.

In institutioneller und verfahrensrechtlicher Hinsicht stand bei der Feststel-
lung des Budgets für 1982 im Dezember 1981 vor allem die schwierige Abgren-
zung zwischen „obligatorischen" und „nichtobligatorischen" Ausgaben im Vor-
dergrund. Sie entscheidet letztlich darüber, welchem der beiden Teile der EG-
Haushaltsbehörde (EP/Rat) die abschließende Entscheidung über gewichtige
Ausgabenkategorien zufällt und enthält deshalb erheblichen politischen Kon-
fliktstoff.

Zielsetzungen für den EG-Haushalt
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Gemeinschaftsbudgets 1982 hat das
EP im Laufe des Jahres 1981 einen umfangreichen Katalog von Leitlinien und
Forderungen aufgestellt, der nicht nur schon bekannte und langjährige Anre-
gungen des Parlaments wiederholt, sondern unter Hinzufügung neuer Elemen-
te auch auf eine verbesserte Zusammenarbeit der beteiligten Organe im Haus-
haltsbereich abzielt12.

Wichtigste Stichworte sind hier eine generelle Reform des EG-Haushalts
hinsichtlich seiner politischen Gestaltungsziele, seiner Finanzierung und seines
FeststellungsVerfahrens. Insbesondere wurde die Kommission vom EP aufge-
fordert, im Rahmen von Art. 201 EWG-Vertrag eine Revision des Eigenfinan-
zierungssystems der Gemeinschaft zu betreiben und zusammen mit dem Rat
die notwendigen Maßnahmen zur Erhöhung des Mehrwertsteueranteils der EG
einzuleiten13. Weiter verlangte das EP im Hinblick auf das Umstrukturierungs-
mandat der Kommission14, daß durch Änderungen an den Agrarmarktverord-
nungen und über eine Selbstbeteiligung der Produzenten die Finanzmittel zur
Verwertung strukturell bedingter Überschußproduktion zu reduzieren sind.
Darüber hinaus wurde die Kommission aufgefordert, ihre Reformvorschläge
zur Umstrukturierung so frühzeitig vorzulegen, daß sie bereits in die Aufstel-
lung des Haushaltsvorentwurfs für 1982 im Mai/Juni 1981 einfließen könnten.
Vor allem sollte der EG-Haushalt 1982 ein Gesamtprogramm zur Weiterent-
wicklung der Wirtschafts- und Währungspolitik enthalten, als dessen wichtigste
Sektoren vom EP definiert wurden15: Agrarpolitik (EAGFL, Abt. Garantie),
Energiepolitik, Kooperation mit den Entwicklungsländern über das AKP-Ab-
kommen (Lome II) hinaus, Regionalpolitik, Verkehrs- und Industriepolitik,
Sozial- und Umweltpolitik, Bildungs- und Kulturpolitik, und zwar letztere als
Instrument zur Verwirklichung der im EWG-Vertrag vorgesehenen Freizügig-
keit (!).

Im institutionellen Bereich akzentuierte das Parlament erneut eine Reihe
praktischer und politischer Forderungen zur Verbesserung des Gleichgewichts
zwischen Rat und EP im Haushaltsverfahren, wie z.B. die Budgetisierung der
Anleihe- und Darlehensoperationen der EG und des Europäischen Entwick-
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lungsfonds (EEF), und verlangte vom Rat eine endgültige Einigung über die
haushaltsrechtliche Abgrenzung zwischen „obligatorischen" und „nichtobliga-
torischen" Ausgaben16, um über die bisherigen pragmatischen Kompromisse
bei der Einordnung der verschiedenen Ausgabenarten hinaus zu einer objekti-
ven und generell verbindlichen Unterscheidung zu gelangen17.

Feststellung des Haushalts 1982

Auch 1981 standen die Beratungen über den Gesamthaushalt der EG für das
folgende Jahr wieder im Zeichen erheblicher Spannungen und konfliktträchti-
ger Auffassungsunterschiede zwischen Rat, Parlament und Kommission. Aus-
schlaggebend hierfür waren — wie schon früher — der beschränkte Finanzrah-
men der EG, über dessen künftige Entwicklung noch keine konzeptionelle
Klarheit besteht und die unterschiedlichen Budgetkonzeptionen von EP und
Rat18. Stärker als bisher trat die Abgrenzungsproblematik zwischen den ver-
schiedenen Ausgabenarten („obligatorische" und „nichtobligatorische" Ausga-
ben) in den Vordergrund; sie gab letzten Endes den Ausschlag dafür, daß sich
Parlament und Rat nicht über das exakte Volumen des Budgets für 1982 eini-
gen konnten und der EuGH erneut mit einem Haushaltsstreit befaßt werden
soll.

Der von der Kommission als Vorschlagsbehörde am 15. Juni 1981 unterbrei-
tete Vorentwurf des EG-Budgets 1982 trug wegen der erst später, am 24. Juni
vorgelegten Umstrukturierungsvorschläge19 dem Mandat des Rates vom 30.
Mai 1980 noch keine Rechnung. Die Kommission erklärte aber, daß sie eventu-
elle Ergebnisse der Mandatsdiskussion gegebenenfalls in der Form eines Be-
richtigungsbriefs zum Vorentwurf oder durch ein Nachtragsbudget haushalts-
technisch umsetzen würde. Nicht enthalten im Vorentwurf waren außerdem die
finanziellen Auswirkungen der Agrarpreisrunde für das Wirtschaftsjahr 1982/
83, deren Abschluß sich im übrigen wegen der von Großbritannien hergestell-
ten Verbindung mit der anstehenden Neuregelung finanzieller Entlastungs-
maßnahmen für das Vereinigte Königreich bis in den Mai 1982 verzögerte.
Dennoch hat die Kommission schon in ihrem Vorentwurf versucht, durch eine
überproportionale Steigerungsrate von über 44 % bei den Agrarstrukturausga-
ben (EAGFL, Abt. Ausrichtung) und durch markante Ausgabenanhebungen
vor allem bei der Regional- und Sozialpolitik (im Durchschnitt + 49 % bei den
kassenwirksamen Zahlungsermächtigungen) grundlegende Akzentverschie-
bungen im Haushaltsgefüge einzuleiten.

Die Kommission unterstützte außerdem die vom Parlament aus Kontroll-
gründen seit Jahren geforderte und vom Rat auch 1981 erneut abgelehnte Ein-
stellung der Anleihe- und Darlehensoperationen der EG in den Gesamthaus-
haltsplan (sog. „Budgetisierung"), die zu ihrer Wirksamkeit allerdings einer
Änderung der geltenden EG-Haushaltsordnung bedurft hätte. Eine entspre-
chende Änderung müßte Gegenstand eines Konzertierungsverfahrens zwischen
Rat und EP sein.
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In der folgenden Phase des Haushaltsverfahrens stellte der Rat am 23. Juli
1981 unter erheblichen Kürzungen bei den Strukturausgaben („nichtobligatori-
sche" Ausgaben), die die Ansätze der Kommission bei den Zahlungsermächti-
gungen 20 teilweise um bis zu 50% reduzierten, den Budgetentwurf für das
Haushaltsjahr 1982 auf. Das Ausmaß der Kürzungen veranlaßte die Kommis-
sion — ähnlich wie im September 198021 — zu der Erklärung, daß sie sich dem
Ratsentwurf nicht anschließen könne, weil er das Haushaltsgleichgewicht zu
Lasten der prioritären Strukturaufgaben der Gemeinschaft (Regionalfonds, So-
zialfonds, Energie- und Industriesektor) zerstöre22.

Erstmals in der Geschichte des gemeinschaftlichen Haushaltsverfahrens traf
der Budgetrat (Finanzminister) am Vortage der eigentlichen Ratssitzung mit
der Haushaltsdelegation des Parlaments zu einer ausschließlichen Konzertie-
rungssitzung zusammen, die auf beiden Seiten dazu dienen sollte, erneute Kon-
flikte zwischen den beiden Haushaltsorganen zu vermeiden23.

Im Rahmen der ersten und zweiten Lesung des Haushaltsentwurfs für 1982
im November und Dezember 1981 betonte das EP mehrfach, daß es den Ent-
wurf des Rates als einen „Faktor der Stagnation" für die Gemeinschaft werte
und sich daher veranlaßt sehe, durch zusätzliche Mittelbewilligungen und -Um-
schichtungen einen EG-Haushalt mit „Gemeinschaftsperspektive" zu formen.
Vor allem bei der zweiten Lesung des Entwurfs nahm das Parlament daher ein-
schneidende Änderungen auf strukturpolitischem Gebiet vor, die zu so wesent-
lichen Erhöhungen der Ausgabenansätze des Rates führten, daß der Budgetrat
hierin eine unzulässige und die autonome Handlungsmarge des Parlaments
(sog. „Höchstsatz") einseitig überschreitende Erweiterung der Haushaltsrechte
des EP sah24. Rechtstechnisch ermöglicht wurde der erweiterte Handlungspiel-
raum des Parlaments durch eine — im übrigen umstrittene — einseitige Umklas-
sifizierung von „obligatorischen" in „nichtobligatorische" Ausgaben, indem das
EP erstmals im Haushalt 1982 nur diejenigen Ausgaben als „obligatorisch" ein-
stufte, die nach Auffassung aller drei am Haushaltsverfahren beteiligten Orga-
ne (Kommission, EP und Rat) unstreitig vom Gemeinschaftsrecht vorgeschrie-
benen zwingenden Charakter tragen. Durch diesen Kunstgriff erhöhte sich im
Ergebnis die zur Disposition des Parlaments stehende „nichtobligatorische" Fi-
nanzmasse.

Wegen der anhaltenden Abgrenzungsschwierigkeiten beider Ausgabenarten
hat der Rat dem EP am 23. November 1981 vorgeschlagen, Anfang 1982 zu-
sammen mit der Kommission eine spezielle Konzertierung über diese Proble-
matik abzuhalten, deren Ergebnis nicht einseitig vorgegriffen werden sollte25.
Um Vorbelastungen künftiger Haushalte durch die Ausgabensteigerung des
Budgets 1982 bei den Strukturaufgaben zu vermeiden, schlug der Rat der EP-
Präsidentin außerdem vor, die endgültige Feststellung des Haushalts solange
zurückzustellen, bis sich Rat und EP über einen neuen „Höchstsatz" für die
Strukturausgaben („nichtobligatorische" Ausgaben) geeinigt hätten.
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Am 21. Dezember 1981 nahm die Präsidentin des Parlaments trotz der unge-
klärten und komplexen Streitfragen die endgültige Feststellung des EG-Haus-
haltes für 1982 - eine Prärogative des EP nach Art. 203 Abs. 7 EWG-Vertrag
— vor26. Der Rat beschloß daraufhin am 26. Januar 1982, vorsorglich beim
EuGH Klage wegen des seiner Ansicht nach rechtsfehlerhaft zustande gekom-
menen Haushalts zu erheben. Im Vergleich zum Haushaltsstreit zwischen Rat
und EP über das EG-Budget 1980 und 1981 haben allerdings diesmal alle Mit-
gliedstaaten im Interesse des Funktionierens der Gemeinschaft ihre fälligen Fi-
nanzierungsanteile in vollem Umfang — wenn auch zum Teil unter Vorbehalt —
überwiesen.

Überblick: Der EG-Haushalt 1982 in Zahlen1

Mio. ECU2/Mio. DM

E i n n a h m e n

Zölle

Agrarabschöpfungen

Mehrwertsteuer-
eigenmittel

Finanzbeiträge

Verschiedenes

Summe3

ECU

6939,0

2685,1

11999,5

197,5

163,3

21 984,4

DM

17000

6578

29398

483

400

53861

,6

,5

,8

,9

,1

,8

Ausgaben

Verwaltung

Forschung, Energie
Wirtschaft, Verkehr

Sozialbereich

Regionalbereich

Agrarbereich

Zusammenarbeit und

Entwicklung
Erstattung der

Erhebungskosten

Erstattungen an

Griechenland

Zusatzmaßnahmen
und Finanzausgleich
Großbritannien

ECU

1108,2

435 7

1022,3

1293,8

14532,5

816,8

962,4

100,9

1711,8

21984,4

DM

2715,1

1067,5

2504,6

3169,8

35 604,6

2001,2

2357,9

247,2

4193,9

53 861,8

Ausschöpfungsgrad der 1%-MWSt.-Grenze: 0,92%
1 Mittel für Zahlungen/Zahlungsermächtigungen (Mittel für Verpflichtungsermächtigungen: insge-

samt 23,26 Mrd. ECU = rd. 56,98 Mrd. DM)
2 1 ECU entspricht rd. 2,45 DM (Stand 4. Januar 1982)
3 Abweichungen in der Summe beruhen auf Rundungsdifferenzen

Quel le : BMF-Dokumentation NR. 1/1982

„Britisches Problem" und Umstrukturierungsmandat

Nach der 1980 erzielten Einigung der EG-Mitgliedstaaten über einen Beitrags-
ausgleich für Großbritannien für 1980/81 sollte die Gemeinschaft für die folgen-
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den Jahre das Problem eines ausgewogeneren britischen Haushaltsbeitrags
durch strukturelle Anpasssungen der finanzwirksamen Gemeinschaftspoliti-
ken, insbesondere durch Eindämmung der überproportional hohen Agraraus-
gaben und durch Anpassungen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) lösen.
Der Rat hatte deshalb am 30. Mai 1980 die Kommission beauftragt, ihm bis En-
de Juni 1981 entsprechende Vorschläge vorzulegen, die verhindern sollten, daß
erneut „unannehmbare Situationen" für irgendeinen der Mitgliedstaaten ein-
treten27. Gleichzeitig betonte der Rat, daß dadurch weder das geltende Eigen-
einnahmensystem noch die Grundprinzipien der GAP in Frage gestellt werden
dürften.

Am 24. Juni 1981 erfüllte die Kommission diesen Auftrag und leitete Rat und
EP ihren Mandatsbericht zu28. Der Bericht schlägt eine Gesamtstategie zur
Neubelebung des europäischen Aufbauwerks vor, die sich auf drei Elementar-
ziele ausrichtet:
— Reform und Anpassung der Gemeinsamen Agrarpolitik unter Wahrung ih-

rer Grundprinzipien,
— Weiterentwicklung der neuen Gemeinschaftspolitiken, vornehmlich im

Energie-, Forschungs-, Entwicklungs- und Industriebereich,
— vorübergehende Korrekturen im Haushaltsbereich, bis die weitere Entwick-

lung gemeinsamer Politiken eine dauerhafte Lösung der Haushaltsprobleme
ermöglicht.

Die Kommission beschränkte sich in ihrem Mandatsbericht zunächst absicht-
lich auf allgemeine Leitlinien, hat diesen Rahmen aber dann seit dem 26. Okto-
ber 1981 schrittweise durch ein Bündel konkreter Vorschläge zu den einzelnen
Gemeinschaftspolitiken, darunter auch zu einer reformierten Regionalpolitik,
auszufüllen begonnen29. Die von der Kommission vorgeschlagene Gesamtstra-
tegie geht über eine nur-haushaltsbezogene Konzeption entschieden hinaus
und soll bereits das künftige Entstehen unausgewogener Verhältnisse zwischen
den Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft verhindern. Die vom Rat beabsich-
tigte langfristige Lösung des britischen Beitragsausgleichs und der damit ver-
bundenen anderen Nettosalden konnte indessen bis zum Jahresende 1981 noch
nicht erreicht werden.

Bei der Vorlage ihres Mandatsberichts hat die Kommission im Zusammen-
hang mit dem von ihr vorgeschlagenen Finanzausgleich — und insoweit im Ein-
klang mit dem EP30 — auch darauf hingewiesen, daß sie der „künstlichen Be-
grenzung" der derzeitigen Eigenmittel der EG nicht zustimmen könne, wenn
die Gemeinschaftssolidarität und die im Rahmen der Umstrukturierung zu be-
schließenden Maßnahmen dies erforderten31.

Im Rahmen des geltenden Eigenfinanzierungssystems werden der Gemein-
schaft 1982 bei voller Auslastung der MWSt.-Bemessungsgrundlage (1%)
schätzungsweise rund 22,97 Mrd. ECU (rund 56,28 Mrd. DM) an Eigenmitteln
zur Verfügung stehen. Die EG wird damit fast an den oberen Rand des verfüg-
baren Finanzrahmens stoßen.
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482,5

6392,4
9187,8

151,4
246,1

1899,1
786,0

6939,0
11998,3

197,5
z.E.
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Überblick: Haushaltseinnahmen
in Mio. ECU

1 9 8 1 1982
Tatsächliche „ , ..
„. . Schätzungen
Einnahmen ö

Agrarabschöpfungen
Zucker- und Isoglucoseabgaben
Zölle
Mehrwertsteuer-Eigenmittel
Finanzbeiträge (BSP)
Überschuß des vorhergehenden Haushaltsjahres
Saldo der Mehrwertsteuer-Eigenmittel
der vorhergehenden Haushaltsjahre und
Anpassungen der Finanzbeiträge 545,0 z.E.
Verschiedene Einnahmen 163,5 164,5

Insgesamt 18433,6 21984,4

Quelle: XV. Gesamtbericht der Kommission 1981, S. 61.

Aus dieser Perspektive muß davon ausgegangen werden, daß der künftige fi-
nanzielle Handlungsspielraum der Gemeinschaft vorläufig nur über das voraus-
sehbare jährliche Wachstum der verfügbaren Eigenmittel um rund 10% gesi-
chert ist, wobei jedoch die Beibehaltung des bisherigen Wachstums der EG-
Ausgaben um ca. 21% p.a. nach derzeitiger Schätzung bereits etwa 1986
MWSt.-Einnahmen in Höhe von 1,8% der vereinheitlichten Bemessungsgrund-
lage erforderlich machen, mithin also die gegenwärtige Plafondierung der Ei-
genmittel durchbrechen würde32. Ob diese Entwicklung durch die geplante
Umstrukturierung des Haushalts und der Gemeinschaftspolitiken aufgefangen
werden kann, erscheint mehr als fraglich.

Überblick: Als deutsche Beiträge sind vorgesehen
in Mio. DM

Einzelpositionen

Zölle
Agrarabschöpfungen
Mehrwertsteuereigenmittel
Beiträge zu den Ergänzungsprogrammen
der EURATOM

Summe

1981

4673,2
1163,1
7 925,2

18,1

13779,7

1982

4774,3
1149,4
8263,5

15,0

14202,2

Quelle: Finanzbericht 1982, hrsg. vom Bundesministerium für Finanzen,
S. 144.
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Nach Auffassung der Bundesregierung und anderer EG-Mitgliedstaaten soll
auch künftig aus finanzwirtschaftlichen und -politischen Gründen an der Be-
grenzung der Eigeneinnahmen auf 1% der MWSt.-Bemessungsgrundlage fest-
gehalten werden. Der aus dem Bundeshaushalt aufzubringende deutsche An-
teil an der Eigenfinanzierunge der EG (MWSt.-Aufkommen) hat sich etwa pa-
rallel zum fortlaufenden Anstieg des Gemeinschaftsbudgets entwickelt und ist
von rund 2,7 Mrd. DM (1971) auf rund 13,8 Mrd. DM (1981) angewachsen33.
Im Haushaltsjahr 1981 lag der deutsche Finanzierungsanteil am EG-Haushalt
bei rund 26% und machte etwa 6% des Bundeshaushalts 1981 aus.

Anmerkungen
1 Ausführlicher zur Finanzverfassung Thomas

Läufer, Haushaltspolitik, in: Werner Wei-
denfeld u. Wolfgang Wessels (Hrsg.), Jahr-
buch der Europäischen Integration 1980,
Bonn 1981, S. 153-162.

2 Nähere Darlegung des EG-Haushaltsverfah-
rens, das in den im wesentlichen gleichlau-
tenden Bestimmungen der Art. 203 EWG-
Vertrag, 173 EAG-Vertrag u. 78 EGKS-Ver-
trag niedergelegt ist, bei Eberhard Grabitz u.
Thomas Läufer, Das Europäische Parla-
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